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BETREFF  Videoüberwachung per Auto [#209831] 
 

BEZUG  Ihre Nachricht vom 27. Januar 2021 
 

 

Sehr geehrter Herr Mahlich, 

vielen Dank für Ihre o. g. Nachricht. 

Mangels Zuständigkeit kann ich hinsichtlich Ihrer Anfrage leider nicht weitergehend tätig 

werden. Meine Zuständigkeit beschränkt sich, abgesehen von Ausnahmen bei Unterneh-

men, die Telekommunikations- oder Postdienstleistungen erbringen oder unter das Si-

cherheitsüberprüfungsgesetz fallen, auf die Datenschutzkontrolle bei öffentlichen Stellen 

des Bundes. 

Die Einhaltung datenschutzrechtlicher Bestimmungen sowie die Beratung bei allen übri-

gen Unternehmen der Privatwirtschaft, einschließlich Vereinen, Freiberuflern, Selbständi-

gen oder Privatpersonen wird von den Aufsichtsbehörden der Länder für den Datenschutz 

im nicht-öffentlichen Bereich überwacht. Die örtliche Zuständigkeit richtet sich dabei nach 

dem Hauptsitz des Verantwortlichen. Tesla hat seinen Sitz in Deutschland in München. 

Somit ist für Tesla das Bayerische Landesamt für Datenschutzaufsicht die zuständige Auf-

sichtsbehörde. Die Kontaktdaten sind folgende: 

Bayerisches Landesamt für Datenschutzaufsicht 

Promenade 18 

91522 Ansbach 

Postanschrift: 

HAUSANSCHRIFT  Graurheindorfer Straße 153, 53117 Bonn  

   
FON  (0228) 997799-1109 
FAX  (0228) 997799-5550  

   

E-MAIL  referat11@bfdi.bund.de  

BEARBEITET VON  Frau Pruß 

INTERNET  www.bfdi.bund.de 

   
DATUM  Bonn, 29.01.2021 

GESCHÄFTSZ.  11-103 II#6916    

   

Bitte geben Sie das vorstehende Geschäftszeichen 

bei allen Antwortschreiben unbedingt an. 

   

Herrn 

Lukas Mahlich 

 

l.mahlich.3d59cd889z@fragdenstaat.de 

 

http://www.bfdi.bund.de/
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Postfach 1349, 91504 Ansbach 

Telefon: 0981/180093-0 

Telefax: 0981/180093-800 

E-Mail: poststelle@lda.bayern.de 

Homepage: https://www.lda.bayern.de 

Für datenschutzrechtliche Anliegen über Tesla empfehle ich Ihnen, sich an die eben ge-

nannte zuständige Aufsichtsbehörde zu wenden. Darüber hinaus möchte ich Ihnen folgen-

de allgemeine Informationen über die Videoüberwachung aus Fahrzeugen (sog. 

Dashcams) geben: 

Dashcams werden auch in Deutschland in immer mehr Fahrzeugen eingesetzt, zumeist um 

im Falle eines Unfalls den Hergang nachvollziehen und das Video gegebenenfalls als 

Nachweis bei der Regulierung von Schadensfällen und der Klärung von Haftungsfragen 

heranziehen zu können. Dabei wird üblicherweise das gesamte Umfeld aufgenommen, 

ohne dass eine Verpixelung von Personen oder Kennzeichen anderer Fahrzeuge erfolgt. 

Der Einsatz von sog. Dashcams ist datenschutzrechtlich kaum zulässig. Soweit mit den 

Dashcams in öffentlich zugänglichen Bereichen gefilmt wird und als Hauptzweck der Auf-

nahmen die Verwendung von Filmaufnahmen zur Dokumentation eines etwaigen Unfall-

hergangs angegeben wird, ist der Einsatz – auch wenn die Kameras von Privatpersonen 

eingesetzt werden – an Art. 6 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe f Datenschutz- Grundverordnung 

(DS-GVO), zu messen. Danach ist die Verarbeitung personenbezogener Daten nur zulässig, 

soweit dies zur Wahrung berechtigter Interessen von Verantwortlichen oder Dritten erfor-

derlich ist und sofern nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der be-

troffenen Person, die den Schutz personenbezogener Daten erfordern, überwiegen. Das 

bedeutet, die Interessen des Verantwortlichen, der eine Dashcam einsetzt, sind mit den 

Interessen der davon Betroffenen abzuwägen. Eine entscheidende Rolle spielt hierbei der 

Einsatzzweck. 

Die genannten Voraussetzungen sind jedenfalls bei einer permanenten anlasslosen Auf-

zeichnung des Verkehrsgeschehens nicht erfüllt, da diese Betriebsform zur Wahrung der 

Beweissicherungsinteressen nicht erforderlich ist und die schutzwürdigen Interessen be-

troffener Personen, zumeist unbeteiligter Verkehrsteilnehmer, überwiegen. Letztere kön-

nen sich insbesondere auf ihr Grundrecht aus Art. 8 der Charta der Grundrechte der Euro-

päischen Union berufen. Danach hat jede Person das Recht auf Schutz der sie betreffenden 

personenbezogenen Daten. Dies umfasst das Recht des Einzelnen, sich in der Öffentlich-

keit frei zu bewegen, ohne befürchten zu müssen, ungewollt und anlasslos zum Objekt 

einer Videoüberwachung gemacht zu werden. Dauerhaft aufzeichnende Dashcams erhe-
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ben permanent und ohne Anlass personenbezogene Daten, wie Kennzeichen der anderen 

Verkehrsteilnehmer sowie Personen, die sich in der Nähe einer Straße aufhalten, so dass 

eine Vielzahl von Verkehrsteilnehmern von der Verarbeitung personenbezogener Daten 

betroffen ist, ohne dass sie von der Überwachung Kenntnis erlangen oder sich dieser ent-

ziehen können. Das Interesse des Autofahrers als datenschutzrechtlich Verantwortlicher, 

für den Fall eines Verkehrsunfalls Videoaufnahmen als Beweismittel zur Hand zu haben, 

kann diesen gravierenden Eingriff in das Recht auf Schutz der personenbezogenen Daten 

der anderen Verkehrsteilnehmer nicht rechtfertigen.  

Zudem muss auch bei einer Videoüberwachung mittels Dashcam der Verantwortliche si-

cherstellen, dass er die betroffenen Personen gemäß Art. 12 ff DS-GVO auf die kamerage-

stützte Verarbeitung personenbezogener Daten transparent hinweist, auch wenn dies ge-

rade bei fahrenden Fahrzeugen in praktischer Hinsicht Schwierigkeiten aufwirft.  

Auch wenn der Bundesgerichtshof in der Entscheidung vom 15. Mai 2018 – VI ZR 233/17 – 

eine Beweisverwertbarkeit von Aufnahmen im Zivilprozess nicht verneint, betont er 

gleichzeitig, dass der anlasslose Einsatz von dauerhaft aufzeichnenden Dashcams daten-

schutzrechtlich unzulässig ist. Eine Ausnahme kann danach überhaupt nur in Betracht 

kommen, wenn (technische) Möglichkeiten zum Einsatz gebracht werden, die sicherstel-

len, dass eine Kamera lediglich kurzzeitig anlassbezogen aufzeichnet. Auch hier sind die 

Informationspflichten nach Art. 12 ff. DS-GVO zu berücksichtigen. 3  

Ich hoffe, dass ich Ihnen hiermit weiterhelfen konnte. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

 

Pruß 
 

 
 
 
Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 


